
FÜR MENSCHENRECHTE, DEMOKRATIE
UND SOZIALE GERECHTIGKEIT

KEINE STIMME FÜR DIE AfD

Denn die AfD will

➤    eine „deutsche Leitkultur“ – 
        Ausgrenzung statt Vielfalt

➤    ein Europa von Nationalstaaten 
        ohne offene Grenzen

➤    der Wirtschaft freie Hand lassen, 
        Gewerkschaften abschaffen

➤   eine rückwärtsgewandte Rollen-
        verteilung von Mann und Frau 

➤   Gleichgeschlechtlichkeit und andere 
        sexuelle Identitäten nicht anerkennen

➤    keine außerfamiliäre Betreuung für 
        Kinder unter 3 Jahren

➤    ein Schulsystem der Ungleichheit – keine 
        Inklusion von Kindern mit Förderbedarf

➤    weniger Sozialleistungen für Bedürftige, 
        Abschaffung des Bürgergeldes

➤    Stopp des sozialen Wohnungsbaus

➤    Klimaschutzmaßnahmen beenden, 
        weil sie den Klimawandel leugnet

➤    Deutsche mit Migrationshintergrund 
        (Pass-Deutsche) als Deutsche 
        zweiter Klasse behandeln

➤    Remigration durch Deportation von 
        Geflüchteten in ihre Heimatländer

V
.i.S

.d
.P.: w

w
w

.o
m

a
s-g

e
g

e
n

-re
ch

ts-g
ie

sse
n

.d
e

AfD: Klimaveränderung? Gibts schon immer!

Neun der zehn wärmsten Jahre seit Beginn der 
Aufzeichnungen traten seit 2000 auf. 
Beispiellos die trockenen Jahre 2018-2020

AfD: Unser Anteil an der Klimaveränderung ist
 absolut gering! Investitionen in den Klimaschutz
sind zu teuer und unangemessen.

Deutschland gehört zu den 10 größten 
Verursachern weltweit, Europa ist auf Platz 3!

AfD: Klimaschutz: neue Bedrohung der Freiheit
 unserer Bürger! 

Unsere Freiheit und Lebensqualität ist bedroht,
wenn wir nichts tun: durch häufige Stürme,   
Hochwasserereignisse und Missernten.

AfD: Die Aussagen des Weltklimarates sind
 wissenschaftlich nicht gesichert.

Über 90% der Experten teilen die Aussagen des
Weltklimarates.

CO2 ist kein Schadstoff sondern regt  den
 Pflanzenwachstum an.

Folge von zu viel CO2 ist ein Klima (Hitze, Trocken- 
heit / Bodenerosion), das Wachstum verhindert.
Ohne eine Zunahme der Treibhausgase ist die 
schnelle Erwärmung nicht erklärbar.

Wofür die AfD politisch steht:

➤ gegen Windenergieausbau

➤  gegen Tempo 30-Zonen

➤  gegen klimaneutrale Städte

➤  gegen flächendeckendes Tempolimit

➤  für den Verbrennungsmotor

➤  für Senkung von allen Energiesteuern

➤  für Streichung aller Steuern und Abgaben 
    auf Kraftstoffe

➤  für ein Sonderprogramm Straßenbau für 
    Autobahnen, Bundes- und Landesstraßen

Woher das Geld kommen soll, sagt sie nicht.
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Die AfD zu wählen ist nicht nur für die  Gesellschaft
gefährlich. Auch für Sie persönlich kann es 

erhebliche  Nachteile bringen!

RENTE

➤ Grundsicherung ohne Antrag 
    ABGELEHNT

➤ Abschlagsfreie Rente erst nach 45 Beitrags -
    jahren: (40 % müssten über das 70 Lebensjahr 
    hinaus arbeiten) 

ARBEITSLOS

➤ Bürgergeld
    ABGELEHNT

➤ Grundsicherung soll teils auf Sachleistung 
    umgestellt werden. 

➤ Einführung von Zwangsarbeit für Langzeit-
    arbeitslose (länger als 6 Monate).
    15 Stunden in der Woche.

MIETE

➤ 5,5 Mio. für  sozialen Wohnungsbau
    ABGELEHNT

➤ Mietendeckel
    ABGELEHNT

➤ Forderung nach  weniger Mieterrechten

STEUERN

➤ Eine Steuerentlastung soll es erst ab einem 
    Jahreseinkommen von 300.000 € geben.

GESUNDHEIT

➤ Menschen mit Behinderung soll die Förderung 
    versagt werden.

➤ Bonuspunkte sollen eingeführt werden, das
    heißt: Benachteiligung und Mehrbelastung für 
    chronisch kranke Menschen.

➤ Deutliche Senkung im Gesundheitsbereich
    Deutsche sollen nicht zu faul werden und mehr  
    Sport treiben  

„Deutsche Leitkultur statt Multikulturalismus“
Oberstes Anliegen der AfD ist „unsere kulturelle

 Identität“ wieder herzustellen und einer „deutschen
Leitkultur“ Geltung zu verschaffen.

Positionen der AfD:

➤ Die traditionelle Familie als Keimzelle des Staates

➤ Die deutsche Frau soll mindestens 2 Kinder 
    bekommen und diese zu Hause betreuen

➤ Keine gleichgeschlechtlichen Ehen und Familien

➤ Keine außerfamiliäre Betreuung für Kinder 
    unter 3 Jahren

➤ Keine Anerkennung von sexueller Vielfalt 

➤ Abschaffung des inklusiven Schulsystems

➤ Einstellung aller kultur- und medienpolitischen 
    Förder linien, die auf Geschlechtergerechtigkeit, 
    Chancengleichheit oder Diversität hinwirken

➤ Neuordnung des Öffentlich-Rechtlichen-
    Informationssystems“ (Nur noch ein staatlicher
    Nachrichtensender)

➤ Menschen mit Migrationshintergrund, die die 
    deutsche Staatsangehörigkeit haben, sind nur 
    „Pass-Deutsche“

➤ Positive Geschichtsschreibung statt 
    „Schuld- und Schamkultur“

➤ Förderung von Sprache und Brauchtum

➤ Gleichstellungsmaßnahmen als „ideologischen 
    Unsinn“ abschaffen

➤ Den Islam weder zu Deutschland noch zu Hessen 
    zugehörig betrachten

Die AFD schürt Angst vor den   
negativen Auswirkungen von Zuwanderern 

auf die wirtschaftliche Situation

➤  Die AFD behauptet, Migranten nutzen das 
    Sozialsystem aus und zahlen weniger Steuern 
    und Sozialbeiträge

Migranten stärken die deutsche Wirtschaft*

 durch mehr Fachkräfte
durch ihre vielen Start-ups und Innovationen 
durch ihre internationalen Beziehungen

Migranten entlasten die öffentlichen Haushalte*

sie vergrößern die Einnahmen der 
    Rentenversicherung 

sie entlasten das Kranken- und Pflegesystem, 
    Migranten sind jung und gesund

Migranten verbessern die Lage in den 
Kommunen*

durch Gewebesteuereinnahmen –
    viele Einzelhändler sind Migranten

wir kommen durch sie zu einer 
    ausgewogeneren Altersstruktur 

die medizinische Versorgung und Pflege wird 
    verbessert. der Anteil der Migranten in der 
    Pflege und bei Ärzten ist überdurchschnittlich.

Zuwanderung kommt der Bevölkerung zugute*

das Bruttoinlandsprodukt steigt um über
    600 € pro Kopf 

das kulturelle Leben wird bereichert 

Zuwanderung kommt Entwicklungsländern 
zugute*

Migranten sorgen für Entwicklung in ihren 
    Heimatländern durch Unterstützung 

Die AFD stellt sich gegen das Grundgesetz, sie
sieht Asylgewährung nicht als Grundrecht an und

will auch das Kirchenasyl abschaffen
* Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft, Köln


